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Teil A: Begründung  

1 Planungsanlass 

Der Bebauungsplan Nr. 419 „Siegstraße“ wurde durch die Bekanntmachung des 

Satzungsbeschlusses am 03.10.2005 rechtskräftig und stellt seitdem die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine städtebauliche Entwicklung des 

betreffenden Geltungsbereiches dar. Der Bebauungsplan wurde mit dem Ziel 

aufgestellt, bereits am Standort ansässige Nutzungen planungsrechtlich zu sichern 

und darüber hinaus die planungsrechtliche Zulässigkeit künftiger 

Ansiedlungsabsichten und Nutzungsänderungen zu regeln. Grundlage für die 

Beschränkung von Einzelhandelsnutzungen innerhalb der Gewerbegebiete war 

insbesondere die Lage des Geltungsbereiches innerhalb des 

Nahversorgungszentrums Menden. Entsprechend wurden nahversorgungsrelevante 

Nutzungen mit einer Verkaufsfläche bis zu 700 qm zugelassen. 

Im Rahmen der „Markt- und Standortanalyse für den Standort Burgstraße, Sankt 

Augustin-Menden“ hat die Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH (GMA) 

im Jahr 2021 erste gutachterliche Einschätzungen zur Entwicklung des 

Einzelhandels für die Ortsmitte Menden zusammengefasst. Das Gutachten stellte 

fest, dass der Fachmarktstandort innerhalb des Geltungsbereiches des 

Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ nicht mehr dem tatsächlichen 

Nahversorgungszentrum Menden zuzuordnen sei. Zwecks einer genaueren Analyse 

und Bewertung dieses Umstandes, wurde von Seiten des Gutachterbüros eine 

Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes aus dem Jahr 2008 

empfohlen. Die entsprechende Fortschreibung des Konzeptes soll noch im laufenden 

Haushaltsjahr 2025 beauftragt werden. 

Im Jahr 2021 wurden mittels eines politischen Grundsatzbeschlusses des Rates der 

Stadt Sankt Augustin zudem die geänderten Planungsabsichten zur künftigen 

Weiterentwicklung des Mendener Nahversorgungszentrums festgelegt. Demnach soll 

die Revitalisierung, die Stärkung sowie die Weiterentwicklung des Areals um die 

Burgstraße, gegenüber dem nördlichen Bereich des noch im Flächennutzungsplan 

dargestellten Nahversorgungszentrums, künftig im Vordergrund stehen. Die 

Verwaltung wurde entsprechend damit beauftragt, Maßnahmen für die Stärkung der 

Ortsmitte von Menden im Bereich der Burgstraße zu ergreifen. Als Entwicklungsziele 

wurden u. A. die Ansiedlung eines Drogeriemarktes sowie die Schaffung von 

Erweiterungsmöglichkeiten für den am Standort Burgstraße ansässigen 

Lebensmittelnahversorger formuliert. 

Um den Planungsabsichten für die Weiterentwicklung des Mendener 

Nahversorgungszentrums im Sinne des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB Rechnung zu 

tragen und um dessen weiterer Polarisierung vorzubeugen, sind die Festsetzungen 

des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ zur Beschränkung von 
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Einzelhandelsnutzungen im Zuge der vorliegenden Bebauungsplanänderung zu 

überarbeiten. In diesem Zusammenhang lässt sich zudem ein materiell-rechtlicher 

Mangel des Bebauungsplanes hinsichtlich festgesetzter Verkaufsflächenobergrenzen 

heilen, deren allgemeine Unzulässigkeit nach Bekanntmachung des 

Bebauungsplanes gerichtlich festgestellt wurde. Daher wurde am 20.06.2023 durch 

den Rat der Stadt Sankt Augustin der Aufstellungsbeschluss für die 1. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ gefasst. 

 

2 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplanänderung entspricht dem des 

rechtskräftigen und zu ändernden Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“. Das 

Plangebiet liegt am nördlichen Ortsrand von Menden in der Gemarkung 

Obermenden, Flur 6. Es wird begrenzt durch  

• das Flurstück Nr. 2327 (Flur 6) bzw. die Siegstraße im Westen, 

• die Flurstücke Nr. 1859, 1860, 2089 (Flur 6) im Süden, 

• die Flurstücke Nr. 2892 (Flur 8) sowie 3278 (Flur 6) bzw. die Theresienstraße 

im Osten 

• sowie Teile des Flurstückes Nr. 2826 (Flur 8) bzw. die Straße „Am Bauhof“ im 

Norden. 

 

3 Planungsziele 

Nachfolgend werden die bei der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 419 „Siegstraße“ verfolgten Planungsziele dargestellt.  

Um die Revitalisierung, die Stärkung sowie die Weiterentwicklung des Areals um die 

Burgstraße in der Mendener Ortsmitte zu unterstützen und entsprechend einer 

unerwünschten Entwicklung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 419 

„Siegstraße“ vorzubeugen, soll die Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen stärker 

reglementiert werden. In diesem Zusammenhang sollen die textlichen Festsetzungen 

für die Eingeschränkten Gewerbegebiete GE E1 und GE E2 sowie das Mischgebiet 

gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO hinsichtlich der zulässigen 

Art der baulichen Nutzung angepasst werden. Künftig sollen Einzelhandelsbetriebe 

demnach nur noch mit nicht-nahversorgungs- und nicht-zentrenrelevantem Sortiment 

mit einer Verkaufsfläche von maximal 800 qm zulässig sein. Abgesehen von dieser 

Änderung der textlichen Festsetzungen, soll für den Standort weiterhin ein 

größtmögliches Nutzungsspektrum für gemäß § 8 BauNVO nicht erheblich 

belästigende Gewerbebetriebe planungsrechtlich gesichert werden. 



 
- 6 - 

 

 
- 7 - 

Zudem verfolgt die Bebauungsplanänderung das Ziel der Heilung eines materiell-

rechtlichen Mangels des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“. Gemäß den 

textlichen Festsetzungen zu den eingeschränkten Gewerbegebieten GE E1 und GE 

E2 sind Einzelhandelsbetriebe mit einem nahversorgungsrelevanten Sortiment bis zu 

einer Verkaufsfläche von maximal 700 qm je Gewerbegebiet zulässig. Zudem darf 

derzeit ausnahmsweise auf maximal 20 % (140 qm) der jeweiligen 

(gebietsbezogenen) Gesamtverkaufsfläche ein Randsortiment mit Warengruppen 

zentrenrelevanter Sortimente angeboten werden. Die Verkaufsfläche wird hierbei je 

Warengruppe auf 100 qm beschränkt. Bei diesen Festsetzungen handelt es sich um 

eine unzulässige vorhabenunabhängige Kontingentierung (vgl. OVG NRW, Urt. v. 

07.07.2011, Az.: 2 D 39/09.NE). Eine Kontingentierung der Verkaufsflächen, welche 

sich auf das gesamte Plangebiet bezieht, lässt demnach ein sog. „Windhundrennen“ 

zu und schließt damit die Möglichkeit ein, dass Grundstückseigentümer bzw. 

Investoren im Falle der Erschöpfung des Kontingents von der kontingentierten 

Nutzung ausgeschlossen werden. Eine entsprechende Unzulässigkeit dieser Art der 

Festsetzung wurde seitens des Verwaltungsgerichtes Köln am 03.11.2022 bereits für 

den Bebauungsplan Nr. 628 „Alte Heerstraße Nord“ der Stadt Sankt Augustin 

festgestellt.  

 

4 Verfahren 

4.1 Verfahrensart 

Zur Anpassung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Geltungsbereich 

wird die Aufstellung einer Bebauungsplanänderung im sogenannten Vollverfahren 

gemäß §§ 2ff BauGB erforderlich. Die Voraussetzungen zur Durchführung des 

Bebauungsplanänderungsverfahrens im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 

liegen nicht vor, da die Grundzüge der Planung in Form des rechtskräftigen 

Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ berührt werden. Die Ausführungen in der 

Begründung zum Bebauungsplan Nr. 419 „Siegstraße“ stimmen nicht mehr mit den 

strategischen und städtebaulichen Entwicklungszielen der Stadt Sankt Augustin für 

den betreffenden Standort überein. Insbesondere der politische Grundsatzbeschluss 

des Rates der Stadt Sankt Augustin zur künftigen Weiterentwicklung des Mendener 

Nahversorgungszentrums aus dem Jahr 2021 steht demnach im Gegensatz zu den 

mittels des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ manifestierten 

Planungszielen. 

Im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens werden gemäß § 2 Abs. 4 BauGB die 

voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt sowie in einem 

Umweltbericht beschrieben und bewertet. 
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4.2 Bisherige Verfahrensschritte 

Aufstellungsbeschluss 

Am 20.06.2023 wurde durch den Rat der Stadt Sankt Augustin der 

Aufstellungsbeschluss für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 

„Siegstraße“ gefasst. 

Frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB  

Am 03.12.2024 wurde durch den Rat der Stadt Sankt Augustin der Beschluss zur 

Durchführung der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

gefasst. Die Beteiligung fand vom 14.01.2025 bis einschließlich 17.02.2025 statt. Der 

Umgang der Verwaltung mit den eingegangenen Stellungnahmen ist dem 

entsprechenden Abwägungsbericht zu entnehmen. 

 

5 Städtebauliche Situation 

Nutzungs- und Baustruktur 

Im Plangebiet befinden sich im Bestand verschiedene gewerbliche Nutzungen in 

Form eines Lebensmittel-Discountmarktes, eines Fachgeschäftes für Heimtierbedarf, 

eines Getränkemarktes, einer Tankstelle sowie einer Kfz-Werkstatt. Die nicht 

überbauten Grundstücksflächen / Freiflächen der gewerblichen Nutzungen werden 

im Bestand als Kundenparkplätze genutzt oder dienen zur inneren Erschließung des 

Plangebietes. Im Süden des Plangebietes befinden sich zudem zwei Wohngebäude 

(Siegstraße 2d sowie Theresienstraße 8). Im nördlichen Teilbereich des 

Plangebietes erstreckt sich entlang der öffentlichen Verkehrsfläche ein Gehölz- und 

Heckensaum. Im Bereich der Kundenparkplätze befinden sich zudem vereinzelte 

Solitärbäume. 

Erschließung 

Die Erschließung des Plangebietes für den MIV sowie den Fuß- und Radverkehr 

erfolgt über eine Zufahrt nördlich der Tankstelle an der Siegstraße sowie über einen 

Arm des Kreisverkehres im Nordwesten des Plangebietes. Die Siegstraße ist in 

diesem Bereich mit beidseitigen Gehwegen ausgestattet, der Radverkehr wird über 

einen beidseitigen Radweg abgewickelt.  

Eine unmittelbare Anbindung des Plangebietes an den öffentlichen 

Personennahverkehr (ÖPNV) besteht über die an der Siegstraße gelegene 

Bushaltestelle „Menden-Brücke“. Im 20-Minuten-Takt fährt von dort aus die Linie 508 

in die Richtungen Sankt Augustin Zentrum sowie Spich Bahnhof. 
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6 Planungsbindungen 

6.1 Regionalplan 

Durch den aktuellen Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln wird das Plangebiet 

als allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt. Es handelt sich hierbei um 

Flächen, welche vorrangig Siedlungsfunktionen erfüllen oder erfüllen sollen. Hierzu 

zählen Flächen für Wohnen, wohnverträgliches Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen, 

öffentliche und private Dienstleistungen, siedlungszugehörige Grün-, Sport-, Freizeit- 

und Erholungsflächen.  

Im aktuellen Entwurf zur Neuaufstellung des Regionalplanes Köln, Stand Dezember 

2021, wird das Plangebiet ebenfalls als allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt.  

 

6.2 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Sankt Augustin stellt für das 

Plangebiet eine Nutzung als gewerbliche Baufläche dar.  

Zudem wird durch den Flächennutzungsplan die Lage des Plangebietes innerhalb 

des Nahversorgungszentrums Menden dargestellt. 

 

6.3 Planungsrecht, rechtskräftige Bebauungspläne 

Für das Plangebiet gilt aktuell der seit dem Jahr 2005 rechtskräftige und nun zu 

ändernde Bebauungsplan Nr. 419 „Siegstraße“ als planungsrechtliche Grundlage. 

Für das Plangebiet wird für den Teilbereich im Norden des Plangebietes eine 

öffentliche Verkehrsfläche samt Kreisverkehr festgesetzt. Für den zentralen 

Teilbereich des Plangebietes werden eingeschränkte Gewerbegebiete zur Regelung 

der Zulässigkeit von Gewerbe- und Einzelhandelsnutzungen festgesetzt. 

Insbesondere wird durch den Bebauungsplan z. B. die Zulässigkeit von 

Einzelhandelsnutzungen mit nahversorgungsrelevantem Sortiment auf einer 

Verkaufsfläche von maximal 700 qm festgesetzt. Für den südlichen Teilbereich des 

Gewerbegebietes wird ein Mischgebiet festgesetzt, welches der Sicherung von 

Bestandnutzungen wie der vor Ort ansässigen Tankstelle dienen soll. 

 

6.4 Landschaftsplan 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ 

befindet sich als Innenbereich nicht im Geltungsbereich des Landschaftsplanes des 

Rhein-Sieg-Kreises. 
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6.5 Nationale und internationale Schutzgebiete 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ ist 

kein Bestandteil eines Natura 2000-Gebietes, eines Naturschutzgebietes, eines 

Landschaftsschutzgebietes, eines geschützten Biotopes nach § 42 

Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen oder eines schutzwürdigen Biotopes. 

 

6.6 Hochwasserschutz 

Am 1. September 2021 ist der länderübergreifende Bundesraumordnungsplan 

Hochwasserschutz (BRPH) in Kraft getreten, welcher die Hochwasservorsorge durch 

vorausschauende Raumplanung verbessern, Hochwasserrisiken minimieren und 

Schadenspotentiale begrenzen soll. Die Festlegungen, Ziele und Grundsätze des 

Bundesraumordnungsplanes Hochwasserschutz sind auch im Rahmen der 

vorliegenden Bebauungsplanänderung zu berücksichtigen. Gemäß Ziel I.2.1 sind z. 

B. die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der 

Siedlungsentwicklung nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten 

vorausschauend zu prüfen. 

Das Planungsgebiet liegt nicht in einem durch die Bezirksregierung Köln nach § 83 

Landeswassergesetz festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Allerdings ist das 

Plangebiet bei einem Hochwasserereignis der Sieg mit mittlerer 

Eintrittswahrscheinlichkeit (HQ100) gefährdet. Die Hochwassergefahrenkarte NRW 

zeigt in einem solchen Fall für das Plangebiet eine Einstautiefe von bis zu 0,5 Meter 

an. Für den Fall eines seltenen Hochwasserereignisses (HQextrem) beträgt die für 

das Plangebiet angezeigte Einstautiefe für weite Teile des Plangebietes zwischen 

0,5 und 1 Meter. Für den Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche im Norden des 

Plangebietes werden Einstautiefen bis zu 2 Meter angezeigt (Stand August 2024, 

abrufbar unter www.flussgebiete.nrw.de). § 78b Abs. 1 WHG wird entsprechend in 

der Abwägung der Belange beachtet. 

 

6.7 Starkregen 

Überschwemmungen können ebenfalls durch Starkregenereignisse hervorgerufen 

werden. Für das Land Nordrhein-Westfalen liegen diesbezüglich 

Starkregenhinweiskarten des Bundesamtes für Kartographie und Geodäsie (BKG) 

vor. Die Starkregenhinweiskarten werden durch das Landesamt für Natur, Umwelt 

und Klima Nordrhein-Westfalen (LANUK) zur Verfügung gestellt 

(http://www.klimaanpassung-karte.nrw.de/).  

http://www.flussgebiete.nrw.de/
http://www.klimaanpassung-karte.nrw.de/
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Für das Plangebiet unterscheiden die Starkregenhinweiskarten zwischen den beiden 

Szenarien „außergewöhnliches Niederschlagsereignis“ mit einer mittleren 

Eintrittswahrscheinlichkeit (Wiederkehrintervall 100 Jahre) sowie „extremes 

Niederschlagsereignis“ mit einer seltenen Eintrittswahrscheinlichkeit (pauschal 

Regenmengen ab 100 mm/h). Für beide Szenarien werden kleinere überschwemmte 

Bereich ausgewiesen. Bei seltenen und extremen Starkregenereignissen wird das 

Plangebiet in diesen Teilbereichen des Plangebiets demnach überschwemmt. Die 

Überschwemmungshöhen in diesen Bereichen belaufen sich auf ca. 10 bis 30 cm. 

Die Starkregengefahr ist gemäß der Arbeitshilfe für Starkregengefahrenanalyse, 

herausgegeben vom Netzwerk Hochwasser und Überflutungsschutz, als mäßig 

einzustufen. Bei künftigen Baumaßnahmen sind entsprechend geeignete 

Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung bzw. Verringerung des Schadenpotentials zu 

berücksichtigen.  

 

7 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

Nachfolgend sollen die Änderungen an den textlichen Festsetzungen im Zuge der 

vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ begründet 

werden. Die Änderungen an den textlichen Festsetzungen beschränken sich auf die 

Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, die Regelungen zu 

nahversorgungs-, zentren- und nicht-zentrenrelevanten Sortimenten sowie auf die 

Ergänzung um einen erweiterten Bestandsschutz gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO.  

Sonstige Festsetzungen wie die bzgl. des Maßes der baulichen Nutzung gemäß § 16 

BauNVO, bzgl. der überbaubaren Grundstücksflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 

BauGB i.V.m. § 23 BauNVO sowie die zeichnerischen Festsetzungen werden nicht 

angepasst. 

 

7.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die bisherigen allgemeinen Zweckbestimmungen und Gebietscharakteristika der 

einzelnen Baugebiete bleiben auch künftig gewahrt, da jeweils lediglich einzelne 

Nutzungsarten ausgeschlossen werden. 

Eingeschränkte Gewerbegebiete GEE 1 und GEE 2 (§ 8 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5, 

6 und 9 BauNVO 

Mit der Festsetzung der eingeschränkten Gewerbegebiete GEE 1 und GEE 2 wird 

beabsichtigt, unter Berücksichtigung der im Planbereich vorhandenen Restriktionen 

und der angrenzenden Wohnbebauung, ein größtmögliches und gleichzeitig für die 

Wohnbebauung verträgliches Nutzungsspektrum zu erreichen. Die eingeschränkten 

Gewerbegebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich 
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belästigenden Gewerbebetrieben gemäß § 8 Abs. 1 BauNVO. Gemäß der 

veränderten strategischen und städtebaulichen Entwicklungsziele der Stadt Sankt 

Augustin wird die Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen durch die vorliegende 

Änderung stärker reglementiert. 

Gemäß der allgemeinen Zweckbestimmung der Gewerbegebiete, werden die nicht 

erheblich belästigenden Gewerbebetriebe gemäß § 8 Abs. 1 BauNVO, mit 

Ausnahme der unten benannten lediglich ausnahmsweise zulässigen Nutzungen und 

der nicht zulässigen Nutzungen, sowie die gemäß § 8 Abs. 2. Nr. 2-4 BauNVO 

allgemein zulässigen Nutzungen als Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, als 

Tankstelle sowie als Anlagen für sportliche Zwecke in den eingeschränkten 

Gewerbegebieten weiterhin ermöglicht.  

Ausnahmsweise zugelassen werden können künftig zudem Einzelhandelsbetriebe 

mit nicht-nahversorgungs- und nicht-zentrenrelevantem Sortiment (siehe Sankt 

Augustiner Liste und Festsetzung Nr. 1.3) mit einer Verkaufsfläche von maximal 800 

qm, einschließlich Randsortimenten aus zentren- und nahversorgungsrelevanten 

Sortimenten, sofern deren Verkaufsfläche das Maximum von 10 % der 

Gesamtverkaufsfläche nicht überschreitet. Hierdurch wird die allgemeine 

Zweckbestimmung des Standortes gewahrt, jedoch zugleich der gutachterlichen 

Einschätzung Rechnung getragen, dass die Fachmärkte innerhalb des 

Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ nicht mehr dem 

Nahversorgungszentrum Menden zuzuordnen seien. Entsprechend werden die 

zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimente künftig nur noch in Form von 

Randortsortimente als zulässig erachtet. Die Begrenzung der Randsortimente auf 

eine maximale Verkaufsfläche je Betrieb ersetzt die bisherige unzulässige 

vorhabenunabhängige Verkaufsflächenkontingentierung.  

Außerdem können ausnahmsweise Wohnungen für Aufsichts- und 

Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 

Gewerbegebiet zugeordnet sind und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 

untergeordnet sind, künftig weiterhin zugelassen werden. In Folge dieser 

Änderungen der textlichen Festsetzungen, soll für den Standort weiterhin ein 

größtmögliches Nutzungsspektrum für gemäß § 8 Abs.1 BauNVO nicht erheblich 

belästigende Gewerbebetriebe planungsrechtlich gesichert werden.  

Künftig nicht mehr zulässig sind gemäß den strategischen und städtebaulichen 

Entwicklungszielen der Stadt Sankt Augustin Einzelhandelsbetriebe mit 

nahversorgungs- und zentrenrelevantem Sortiment gemäß der im Rahmen des 

Zentren- und Einzelhandelskonzeptes erarbeiteten Sankt Augustiner Liste (vgl. 

Festsetzung Nr. 1.3), ausgenommen die gemäß der Festsetzung 1.1.2 zulässigen 

Einzelhandelsbetriebe. Hierdurch soll einem künftigen Kaufkraftabzug aus der 

Mendener Ortsmitte vorgebeugt werden, welcher die dortige Entwicklung und 

Versorgungsfunktion negativ beeinflussen könnte. Die gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 

BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen für kirchliche, kulturelle, soziale und 



 
- 12 - 

 

 
- 13 - 

gesundheitliche Zwecke sind ebenfalls unzulässig, denn diese Nutzungen können 

und sollen sich als typischer Bestandteil des urbanen Lebens weiterhin in den Sankt 

Augustiner Ortsteilzentren ansiedeln. Der Ausschluss von Vergnügungsstätten 

erfolgt aufgrund möglicher Sogwirkungen auf umgebende Nutzungen im Sinne von 

„Trading-down-Effekten“, welche perspektivisch die Entwicklung des Standortes 

negativ beeinflussen könnten. Der Ausschluss von Vergnügungsstätten erfolgt 

zudem, um die Flächen für die vorgesehenen Nutzungen vorzuhalten und eine 

Einheitlichkeit der Nutzungen am Standort zu sichern. 

Mischgebiet (§ 6 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO 

Die Festsetzung des Mischgebietes dient vorrangig der planungsrechtlichen 

Sicherung von Bestandsnutzungen wie der Wohnnutzungen sowie der Tankstelle vor 

Ort. 

Gemäß der allgemeinen Zweckbestimmung des Mischgebietes, werden die gemäß § 

6 Abs. 2. Nr. 1, 2, 4 und 7 BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen als 

Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude, sonstige Gewerbebetriebe und 

Tankstellen ermöglicht. Ausnahmsweise zugelassen werden können künftig zudem 

Einzelhandelsbetriebe mit nicht-nahversorgungs- und nicht-zentrenrelevantem 

Sortiment (siehe Festsetzung Nr. 1.3) mit einer Verkaufsfläche von maximal 800 qm, 

einschließlich Randsortimenten aus zentren- und nahversorgungsrelevanten 

Sortimenten, sofern deren Verkaufsfläche das Maximum von 10 % der 

Gesamtverkaufsfläche nicht überschreitet. Hierdurch wird die allgemeine 

Zweckbestimmung des Standortes gewahrt, jedoch zugleich der gutachterlichen 

Einschätzung Rechnung getragen, dass die Fachmärkte innerhalb des 

Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ nicht mehr dem 

Nahversorgungszentrum Menden zuzuordnen seien. Entsprechend werden die 

zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimente künftig nur noch in Form von 

Randortsortimente als zulässig erachtet. Die Begrenzung der Randsortimente auf 

eine maximale Verkaufsfläche je Betrieb ersetzt die bisherige unzulässige 

vorhabenunabhängige Verkaufsflächenkontingentierung. 

Künftig nicht mehr zulässig sind, gemäß der veränderten strategischen und 

städtebaulichen Entwicklungsziele der Stadt Sankt Augustin, die nach § 6 Abs. 2 Nr. 

3 BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe, mit Ausnahme der gemäß 

der Festsetzung 1.2.2 zulässigen Einzelhandelsbetriebe. Hierdurch soll einem 

künftigen Kaufkraftabzug aus der Mendener Ortsmitte vorgebeugt werden, welcher 

die dortige Entwicklung und Versorgungsfunktion negativ beeinflussen könnte. 

Ebenfalls ausgeschlossen werden die nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO allgemein 

zulässigen Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes, sowie die nach § 6 Abs. 2 Nr. 5 BauNVO allgemein 

zulässigen Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 

gesundheitliche und sportliche Zwecke. Diese ausgeschlossenen Nutzungen können 

und sollen sich als typischer Bestandteil des urbanen Lebens weiterhin in den Sankt 
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Augustiner Versorgungsbereichen ansiedeln. Künftig nicht zulässig sind im 

Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungsplanänderung zudem die nach § 6 Abs. 

2 Nr. 6 BauNVO allgemein zulässigen Gartenbaubetriebe. Der Ausschluss der 

Gartenbaubetriebe erfolgt zum Schutz der im Umfeld des Plangebietes im Bestand 

befindlichen Wohnnutzungen vor möglichen schädlichen 

Umwelteinwirkungen/Lärmimmission. Außerdem ausgeschlossen werden die gemäß 

§ 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten. Der 

Ausschluss erfolgt aufgrund möglicher Sogwirkungen auf umgebende Nutzungen im 

Sinne von „Trading-down-Effekten“, welche perspektivisch die Entwicklung des 

Standortes negativ beeinflussen könnten. 

 

7.2 Regelung zur Nahversorgungs- und Zentrenrelevanz von 

Sortimenten 

Den vorangehend begründeten Festsetzungen 1.1 sowie 1.2 zur Zulässigkeit von 

Einzelhandelsnutzungen liegt die „Sankt Augustiner Liste“ zur Bestimmung der 

nahversorgungsrelevanten, zentren- sowie nicht zentrenrelevanten Sortimente 

zugrunde. Die nahversorgungsrelevanten Sortimente Nahrungsmittel, Getränke, 

Tabakwaren, Facheinzelhandel mit Nahrungsmittel, Apotheken sowie Drogerieartikel 

können gemäß den geänderten Festsetzungen künftig demnach lediglich als 

Randsortimente oder über den erweiterten Bestandsschutz als zulässig erachtet 

werden.  

Nahversorgungsrelevante Sortimente: 

- Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren, Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln 

(47.2) 

- Apotheken (47.73) 

- Drogerieartikel (ohne kosmetische Erzeugnisse und Parfümerieartikel) (47.75) 

Zentrenrelevante Sortimente: 

- Datenverarbeitungsgeräte, periphere Geräte und Software (47.41) 

- Telekommunikationsgeräte (47.42) 

- Geräte der Unterhaltungselektronik (47.43) 

- Haushaltstextilien (z.B. Haus- und Tischwäsche), Kurzwaren, Schneidereibedarf, 

Handarbeiten sowie Meterware für Bekleidung und Wäsche ohne Bettwaren (aus 

47.51) 

- Heimtextilien (Gardinen, Dekorationsstoff, Vorhänge, dekorative Decken) (aus 

47.53) 
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- Elektrische Haushaltsgeräte und elektrotechnische Erzeugnisse (ohne 

Großgeräte, wie Herde, Kühlschränke, Spülmaschinen und Waschmaschinen) 

(aus 47.54) 

- keramische Erzeugnisse und Glaswaren (47.59.2) 

- Musikinstrumente und Musikalien (47.59.3) 

- Haushaltsgegenstände (nicht elektrische Haushaltsgeräte, Koch-, Brat- und 

Tafelgeschirre, Schneidwaren, Bestecke) (aus 47.59.9) 

- Lampen, Leuchten und Beleuchtungsartikel (aus 47.59.9) 

- Bücher (47.61.0) 

- Fachzeitschriften, Unterhaltungszeitschriften und Zeitungen (47.62.1) 

- Schreib- und Papierwaren, Schul- und Büroartikel (47.62.2) 

- bespielte Ton- und Bildträger (47.63) 

- Sportartikel (Sportbekleidung, Sportschuhe, Sportgeräte) (aus 47.64.2) 

- Spielwaren, Bastelartikel (47.65) 

- Bekleidung (47.71) 

- Schuhe, Lederwaren und Reisegepäck (47.72) 

- medizinische und orthopädische Artikel (47.74) 

- kosmetische Erzeugnisse und Parfümerieartikel (aus 47.75) 

- Schnittblumen (aus 47.76.1) 

- Uhren und Schmuck (47.77) 

- Augenoptiker (47.78.1) 

- Foto- und optische Erzeugnisse (47.78.2) 

- Kunstgegenstände, Bilder, kunstgewerbliche Erzeugnisse, Briefmarken, Münzen 

und Geschenkartikel (47.78.3) 

Nicht-zentrenrelevante Sortimente: 

- Bettwaren (u. a. Matratzen, Lattenroste, Ober- und Unterdecken) (aus 47.51) 

- Metall- und Kunststoffwaren (u. a. Schrauben und -zubehör, Kleineisenwaren, 

Bauartikel, Dübel, Beschläge Schlösser und Schlüssel, Installationsbedarf für 

Gas, Wasser, Heizung und Klimatechnik, Bauelemente aus Eisen, Metall und 

Kunststoff, Werkzeuge aller Art; Werkstatteinrichtungen, Leitern, Lager- und 

Transportbehälter, Spielgeräte für Garten und Spielplatz, Drahtwaren, 

Rasenmäher) (47.52.1) 

- Anstrichmittel, Elektroinstallationszubehör, Bau- und Heimwerkerbedarf 47.52.3 
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- Tapeten und Bodenbeläge, Teppiche (aus 47.53) 

- elektrische Haushaltsgeräte - Großgeräte (u. a. Herde, Kühlschränke, 

Spülmaschinen und Waschmaschinen) (aus 47.54) 

- Wohnmöbel, Kücheneinrichtungen, Büromöbel (47.59.1) 

- Holz-, Kork-, Flecht- und Korbwaren (u. a. Drechslerwaren, Korbmöbel, Bast- und 

Strohwaren), Kinderwagen (aus 47.59.9) 

- Bedarfsartikel für den Garten, Gartenmöbel, Grillgeräte (aus 47.59.9) 

- Fahrräder, Fahrradteile und –zubehör (47.64.1) 

- Campingartikel und Campingmöbel (aus 47.64.2) 

- Pflanzen, Saatgut und Düngemittel (u. a. Baumschul-, Topf- und Beetpflanzen, 

Weihnachtsbäume, Blumenbindereierzeugnisse, Blumenerde, Blumentöpfe) (aus 

47.76.1) 

- Zoologischer Bedarf und lebende Tiere (47.76.2) 

- Einzelhandel mit Antiquitäten und Gebrauchtwaren (47.79) 

 

7.3 Festsetzung zum erweiterten Bestandsschutz (§ 9 Abs. 1 

Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 10 BauNVO) 

Für die bestehenden Einzelhandelsbetriebe, welche nach der Änderung des 

Bebauungsplanes als gebietsfremd gelten, sollen gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO 

Entwicklungsmöglichkeiten offengehalten werden und ein sog. erweiterter 

Bestandsschutz gewährt werden. Eine gemäß den Festsetzungen der vorliegenden 

Bebauungsplanänderung weder allgemein noch ausnahmsweise zulässige bauliche 

Änderung und Erneuerung von Einzelhandelsbetrieben kann, einschließlich einer 

Veränderung der angebotenen Sortimentsstruktur und auch einer geringfügigen 

Erweiterung, demnach ausnahmsweise zugelassen werden, wenn der Betrieb im 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegenden Bebauungsplanänderung bereits 

bestandskräftig zulässig gewesen ist. Konkret vom erweiterten Bestandsschutz 

betroffen sind folgende Betriebe: 

• Fressnapf Sankt Augustin Siegstraße 2, 53757 Sankt Augustin (Gemarkung 

Obermenden, Flur 6, Flurstück 3548) 

• Lidl Filiale Siegstraße 2, 53757 Sankt Augustin (Gemarkung Obermenden, 

Flur 6, Flurstücke 2737, 2739, 2741, 2781, 3364, 3365, 3369, 3370, 3415, 

3547, 3549, 3551, 3556) 

• Getränke W. Theisen GmbH, Siegstraße 2b, 53757 Sankt Augustin 

(Gemarkung Obermenden, Flur 6, Flurstücke 3570, 3571) 
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Geringfügige Erweiterungen der Verkaufsflächen der oben benannten Betriebe 

werden je Betrieb auf maximal 20 % der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

vorliegenden Bebauungsplanänderung zulässigen Verkaufsfläche der Nutzungen 

begrenzt, soweit eine Gesamtverkaufsfläche von 800 qm je Betrieb danach nicht 

überschritten wird. 

Werden die baulichen Anlagen der oben benannten Betriebe zum Zwecke einer 

vorgesehenen Erneuerung beseitigt, bleibt die allgemeine oder ausnahmsweise 

Zulässigkeit des Betriebes gewahrt. Erfolgt die Beseitigung der baulichen Anlagen 

aus anderen Gründen, entfällt die allgemeine oder ausnahmsweise Zulässigkeit des 

Betriebes im Sinne der Festsetzungen zum erweiterten Bestandsschutz. 

 

8 Hinweise 

Es wurden Hinweise zum Hochwasserschutz und Starkregen, zum 

Trinkwasserschutz, zum Umgang mit Kampfmitteln und Altlasten, zum 

Denkmalschutz, zum Bodenschutz sowie zu Werbeanlagen aufgenommen, welche 

insbesondere aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange hervorgegangen sind oder aus anderen rechtlichen Gründen erforderlich 

sind. Sie sollen im Rahmen der Umsetzung beachten werden: 

Hochwasserschutz und Starkregen 

Die Hochwassergefahrenkarte NRW zeigt für Hochwasserereignisse der Sieg mit 

mittlerer Eintrittswahrscheinlichkeit (HQ100) eine Einstautiefe von bis zu 0,5 Meter 

an. Für den Fall eines seltenen Hochwasserereignisses (HQextrem) beträgt die für 

das Plangebiet angezeigte Einstautiefe für weite Teile des Plangebietes zwischen 

0,5 und 1 Meter. Für den Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche im Norden des 

Plangebietes werden Einstautiefen bis zu 2 Meter angezeigt. Die 

Starkregengefahrenhinweiskarte NRW weist in Teilbereichen des Plangebietes 

zudem eine Überflutung bei außergewöhnlichen und extremen 

Niederschlagsereignisse aus. Bei der Ausführung von Baumaßnahmen sind 

entsprechend geeignete Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung bzw. Verringerung 

des Schadenpotentials zu berücksichtigen. 

Trinkwasserschutz 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone III B, Einzugsgebiet der 

Wassergewinnungsanlage Meindorf im unteren Sieggebiet. Für die Errichtung von 

Straßen, Wegen und von Rohrleitungsanlagen (Kanäle) ist gemäß § 4 (1) Ziff. 4, 6 

und 10 der Wasserschutzgebietsverordnung die Erteilung einer wasserrechtlichen 

Genehmigung nach der Schutzzonenverordnung erforderlich. Die wasserrechtliche 

Genehmigung ist vor Baubeginn beim Rhein-Sieg-Kreis zu beantragen. 
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Die Befestigung der Zufahrten, Zugänge sowie Stellplätze mit wasserdurchlässigem 

Material (Ökopflaster oder Rasengittersteine) ist in der Wasserschutzzone III B der 

Wassergewinnungsanlage Meindorf nicht zulässig. 

Kampfmittel 

Bei Kampfmittelfunden während der Erd-/Bauarbeiten sind die Arbeiten aus 

Sicherheitsgründen sofort einzustellen und die nächstgelegene Polizeidienststelle 

oder der Kampfmittelräumdienst zu verständigen. 

Denkmalschutz 

Die Bestimmungen der §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW sind zu beachten. 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Bodenfunde und -befunde oder 

Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit sind, 

gemäß des nordrhein-westfälischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG NRW), der 

Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder der Außenstelle Overath des LVR-

Amtes für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Gut Eichthal/ 51491 Overath, 

unverzüglich mitzuteilen. Das Bodendenkmal sowie die Fundstelle sind zunächst 

unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege im 

Rheinland zum Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

Altlasten 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich die Altlastenverdachtsfläche 

Nr. 5209/121. Neben einer Erstbewertung wurden ergänzende umwelt- und 

abfalltechnische Untersuchungen vorgenommen. Baubegleitend wurde die 

Beseitigung der vorhandenen Kontaminationsherde fachgutachterlich betreut. Im 

Bereich dieser Altstandortfläche befinden sich großflächige, künstliche Auffüllungen. 

Dies ist bei zukünftigen Eingriffen in den Untergrund, bei der ordnungsgemäßen 

Beseitigung /Verwertung der Aushubmassen zu berücksichtigen. 

Seit der Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ wurden in dessen 

Geltungsbereich zusätzlich der Altstandort 5209/0121-0 (Flur 6, Flurstücke 2737, 

2739, 2741, 3415, 3364, 3365, 3547 sowie Teile der öffentlichen Verkehrsfläche im 

Bereich des Kreisverkehres) der Altstandort 5209/2019-0 (Flur 6, Flurstücke 3570, 

3569) sowie der Betriebsstandort 5209/2029-0 (Flur 6, Flurstücke 2172, 3541, 3569) 

nachrichtlich registriert. Da im Zuge der vorliegenden Bebauungsplanänderung auf 

eine Überarbeitung der zeichnerischen Festsetzung und eine entsprechende 

nachrichtliche Darstellung der Altstandorte verzichtet wird, ergibt sich die genaue 

Verortung der Flächen aus dem unten abgedruckten Kartenausschnitt. 

Im Rahmen von geplanten Baumaßnahmen im Bereich der erfassten Flächen ist das 

Amt für Umwelt- und Naturschutz des Rhein-Sieg-Kreises, Abt. Grundwasser- und 

Bodenschutz, im Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen. 
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Abbildung 1: Altlastenverdachtsflächen im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 

"Siegstraße" 

 

Bodenschutz 

Im Rahmen der Baumaßnahme anfallendes bauschutthaltiges oder organoleptisch 

auffälliges Bodenmaterial ist ordnungsgemäß zu entsorgen. 

Vor der Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) von verunreinigten Bodenaushub 

(> BM 0 nach Ersatzbaustoffverordnung), ist der Probenahme- und Analyseumfang 

mit dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz (Tel. 02241/13-2759 

oder -3163), abzustimmen. 

Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem 

Rhein-Sieg-Kreis mitzuteilen (§ 47 Abs. 1 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)). Dazu 

ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) 

der Einbaustelle vorzulegen. 
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Artenschutz – Vogelschlag an Gebäuden 

Durch bauliche Maßnahmen soll der Vogelschlag an Glasflächen vermieden wer-

den. Geeignete Maßnahmen zur Reduktion von gefahrvollen Durchsichten und 

Spiegelungen liegen in der Verwendung halbtransparenten Glases, hochwirksamer 

Markierungen und Abschattungen insbesondere an risikobehafteten, verglasten 

Gebäudekanten, Fußgängerbrücken/ -durchgängen, transparenten Balkongeländern 

und Wintergärten. 

Artenschutz – Lichtemissionen 

Notwendige Beleuchtungen des öffentlichen und privaten Raumes sowie von 

baulichen Anlagen sollen technisch und konstruktiv so angebracht, mit Leuchtmitteln 

versehen und betrieben werden, dass Tiere und Pflanzen wildlebender Arten vor 

vermeidbaren nachteiligen Auswirkungen durch Lichtemissionen geschützt sind. 

Beleuchtungsplanungen für den öffentlichen Raum sollen Aussagen zur 

Beleuchtungsstärke, Leuchtdichte, beleuchteter Fläche, Abstrahlungsgeometrie, zum 

Farbspektrum und ggf. zur Regulierung der Beleuchtungsstärke treffen. Weitere 

Informationen können der LANUV-Info 42 (2018): „Künstliche Außenbeleuchtung -

Tipps zur Vermeidung und Verminderung störender Lichtimmissionen werden. 

Werbeanlagen 

Werbeanlagen, die innerhalb eines Abstandes von 20,00m zum Fahrbahnrand der 

L143 (Seitenast „Am Bauhof“) errichtet werden sollen, bedürfen der gesonderten 

Zustimmung des Landesbetriebes Straßenbau NW (§ 28 StrWG NRW). 
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Teil B: Umweltbericht 

1 Einleitung 

Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 sowie § 1a BauGB ist im 

Bebauungsplanverfahren gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung 

durchzuführen, im Rahmen welcher die voraussichtlichen erheblichen 

Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet 

werden. Der Umweltbericht bildet gemäß § 2a BauGB einen gesonderten Teil der 

Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“. 

Für die Ausarbeitung und Gliederung des Umweltberichtes ist die Anlage 1 zum 

BauGB anzuwenden. Der erforderliche Umfang und Detaillierungsgrad der 

Umweltprüfung reicht nur soweit, als durch die Planung tatsächlich erhebliche 

Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Die Umweltprüfung hat sich hierbei auf jeden 

der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB aufgeführten Umweltbelange zu 

beziehen.  

Wird eine Umweltprüfung für den Geltungsbereich eines bereits rechtskräftigen 

Bebauungsplanes in einem zeitlich nachfolgenden Bauleitplanverfahren 

durchgeführt, so ist diese gemäß § 2 Abs. 4 BauGB auf die zusätzlichen oder 

anderen erheblichen Umweltauswirkungen zu beschränken. Im Rahmen des 

Aufstellungsverfahrens zum rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 419 „Siegstraße“ 

wurden seinerzeit bereits die in Folge der Planaufstellung zu erwartenden 

erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und bewertet. Entsprechend bezieht sich 

die Umweltprüfung für die vorliegende Bebauungsplanänderung lediglich auf die 

Umweltauswirkungen der einzelnen Festsetzungsänderungen.  

 

BauGB Umweltbelang/Schutzgut Erhebliche 

Auswirkungen 

möglich  

Vertiefende 

Untersuchungen 

/ Fachgutachten 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7a) 

Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, 

Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima 

und das Wirkungsgefüge zwischen 

ihnen sowie die Landschaft und die 

biologische Vielfalt 

nein nein 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7b) 

Erhaltungsziele und der 

Schutzzweck der Natura 2000-

Gebiete im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes 

nein nein 
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§ 1 Abs. 

6 Nr. 7c) 

umweltbezogene Auswirkungen auf 

den Menschen und seine 

Gesundheit sowie die Bevölkerung 

insgesamt 

nein nein 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7d) 

umweltbezogene Auswirkungen auf 

Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

nein nein 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7e) 

Vermeidung von Emissionen sowie 

der sachgerechte Umgang mit 

Abfällen und Abwässern 

nein nein 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7f) 

Nutzung erneuerbarer Energien 

sowie die sparsame und effiziente 

Nutzung von Energie 

nein nein 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7g) 

Darstellungen von 

Landschaftsplänen und sonstigen 

Plänen, insbesondere des Wasser-, 

des Abfall- und des 

Immissionsschutzrechts 

nein nein 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7h) 

Erhaltung der bestmöglichen 

Luftqualität in Gebieten, in denen die 

durch Rechtsverordnung zur 

Erfüllung von Rechtsakten der 

Europäischen Union festgelegten 

Immissionsgrenzwerte nicht 

überschritten werden 

nein nein 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7i) 

Wechselwirkungen zwischen den 

einzelnen Belangen des 

Umweltschutzes nach den 

Buchstaben a bis d 

nein nein 

§ 1 Abs. 

6 Nr. 7j) 

unbeschadet des § 50 Satz 1 des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes, 

die Auswirkungen, die aufgrund der 

Anfälligkeit der nach dem 

Bebauungsplan zulässigen 

Vorhaben für schwere Unfälle oder 

Katastrophen zu erwarten sind, auf 

die Belange nach den Buchstaben a 

bis d und i 

nein nein 
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1.1 Gesetzliche Grundlagen, Berücksichtigung der Ziele des 

Umweltschutzes 

Bei der Erarbeitung des vorliegenden Umweltberichtes wurden die Inhalte der 

folgenden Fachgesetze und Fachpläne in der jeweils aktuellen Fassung 

berücksichtigt: 

• Baugesetzbuch (BauGB) 

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

• Landesnaturschutzgesetz – NRW (LNatSchG NRW) 

• Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

• Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) 

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

• Denkmalschutzgesetz (DSchG) 

Umweltinformationen in Form von für das Bebauungsplanverfahren erstellten 

Fachgutachten liegen diesem Umweltbericht darüber hinaus mangels erwartbarer 

erheblicher Auswirkungen nicht zu Grunde. 

 

1.2 Planungsbindungen 

Durch den aktuellen Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln wird das Plangebiet 

als allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt. Es handelt sich hierbei um 

Flächen, welche vorrangig Siedlungsfunktionen erfüllen oder erfüllen sollen. Hierzu 

zählen Flächen für Wohnen, wohnverträgliches Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen, 

öffentliche und private Dienstleistungen, siedlungszugehörige Grün-, Sport-, Freizeit- 

und Erholungsflächen. Im aktuellen Entwurf zur Neuaufstellung des Regionalplanes 

Köln, Stand Dezember 2021, wird das Plangebiet ebenfalls als allgemeiner 

Siedlungsbereich dargestellt.  

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Sankt Augustin stellt für das 

Plangebiet eine Nutzung als gewerbliche Baufläche dar.  

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ 

befindet sich als Innenbereich nicht im Geltungsbereich des Landschaftsplanes des 

Rhein-Sieg-Kreises. Zudem ist der Geltungsbereich kein Bestandteil eines Natura 

2000-Gebietes, eines Naturschutzgebietes, eines Landschaftsschutzgebietes, eines 
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geschützten Biotopes nach § 42 Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen oder eines 

schutzwürdigen Biotopes. 

 

2 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele der 

Bebauungsplanänderung 

Planungsziele 

Im Zuge der vorliegenden Bebauungsplanänderung soll die Zulässigkeit von 

Einzelhandelsnutzungen stärker reglementiert werden. Künftig sollen 

Einzelhandelsbetriebe demnach nur noch mit nicht-nahversorgungs- und nicht-

zentrenrelevantem Sortiment mit einer Verkaufsfläche von maximal 800 qm zulässig 

sein. Zudem verfolgt die Bebauungsplanänderung das Ziel zur Heilung eines 

materiell-rechtlichen Mangels des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ in Form 

einer unzulässigen vorhabenunabhängige Verkaufsflächenkontingentierung.  

Beschreibung der geänderten Festsetzungen 

Um den Planungsabsichten für die Weiterentwicklung des Mendener 

Nahversorgungszentrums Rechnung zu tragen und um dessen weiterer 

Polarisierung vorzubeugen, wurde die Zulässigkeit von Einzelhandelsnutzungen 

stärker reglementiert. Die Änderungen an den textlichen Festsetzungen beschränken 

sich hierbei auf die Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, die 

Regelungen zu nahversorgungs-, zentren- und nicht-zentrenrelevanten Sortimenten 

sowie auf die Ergänzung um einen erweiterten Bestandsschutz gemäß § 1 Abs. 10 

BauNVO. Die bisherigen allgemeinen Zweckbestimmungen und 

Gebietscharakteristika der einzelnen Gebiete bleiben künftig gewahrt, da jeweils 

lediglich einzelnen Nutzungsarten ausgeschlossen werden. Sonstige Festsetzungen 

wie die bzgl. des Maßes der baulichen Nutzung gemäß § 16 BauNVO, bzgl. der 

überbaubaren Grundstücksflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 

BauNVO sowie die zeichnerischen Festsetzungen werden nicht angepasst.  

Art und Umfang / Bedarf an Grund und Boden  

Da an den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung keine Änderungen 

vorgenommen werden, wirkt sich die vorliegende Bebauungsplanänderung nicht auf 

den Bedarf an Grund und Boden aus. 
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3 Beschreibung und Bewertung der Umwelt sowie der zu 

erwartenden Auswirkungen 

3.1 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 

Nicht-Durchführung der Planung / Status Quo 

Maßgeblich zur Bewertung des Umweltzustandes bei Nicht-Durchführung der 

Planung sind die für das Plangebiet geltenden planungsrechtlichen 

Voraussetzungen. Sofern die angestrebte Änderung des rechtskräftigen 

Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ nicht durchgeführt wird, gelten dessen 

Festsetzungen weiterhin.  

 

3.2 Planungsalternativen 

Gemäß der strategischen und städtebaulichen Entwicklungsziele der Stadt Sankt 

Augustin, welche im Zusammenhang mit der betreffenden Bebauungsplanänderung 

verfolgt werden, sowie der Rechtsprechung des OVG Nordrhein-Westfalen zur 

Verkaufsflächenkontingentierung (vgl. Urt. v. 07.07.2011, Az.: 2 D 39/09.NE) hat sich 

kein Handlungsspielraum zur Prüfung von Planungsalternativen ergeben.  

 

3.3 Prognose bei Durchführung der Planung (Anlage 1 Nr. 2b 

BauGB) 

Bei der Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei der Durchführung 

der Planung sind insbesondere die möglichen erheblichen Auswirkungen während 

der Bau- und Betriebsphase des geplanten Vorhabens auf die Belange nach § 1 Abs. 

6 Nr. 7 a bis i BauGB zu beschreiben und bewerten. 

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf die Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 a bis i BauGB 

ist in Folge der Durchführung der Planung nicht auszugehen. Über die bereits 

einschlägig bekannten Wechselwirkungen hinaus, bestehen im Plangebiet zudem 

keine speziellen/standortsspezifischen Wechselwirkungen zwischen den einzelnen 

Schutzgütern, welche durch die Festsetzungsänderungen berührt werden.  

 

3.3.1 Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind im Zuge eines 

Bauleitplanverfahrens die Belange des Artenschutzes zu berücksichtigen und zu 
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bewerten. Entsprechend der gemeinsamen Handlungsempfehlung „Artenschutz in 

der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben“ des 

Ministeriums für Wirtschaft Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW und des 

Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

NRW vom 22.12.2010 ist hierbei auch für die Änderung von Bebauungsplänen das 

für die Artenschutzprüfung bereitgestellte Prüfprotokoll (Anlage 2 des genannten 

Erlasses) zu verwenden. Demnach ist in Stufe I zunächst eine überschlägige 

Vorprüfung des Artenspektrums sowie der Wirkfaktoren durchzuführen. 

Bei der Vorprüfung aller bau- und betriebsbedingten Wirkfaktoren ist gemäß des 

Prüfprotokolls zur überprüfen, inwiefern Wirkfaktoren dazu führen können, dass 

Exemplare einer europäisch geschützten Art erheblich gestört, verletzt oder getötet 

werden. Zudem stellt sich die Frage, ob die Wirkfaktoren grundsätzlich geeignet sind, 

die ökologische Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 

Zusammenhang nachhaltig zu beeinträchtigen. Im Zuge der vorliegenden 

Bebauungsplanänderung sind aufgrund der konkret zu ändernden Festsetzungen 

grundsätzlich keine Beeinflussungen bestehender Grünflächen, Lebensräume oder 

im Plangebiet lebender Arten möglich. Folglich ist es nicht möglich, dass bei 

Exemplaren einer europäisch geschützten Art die Verbote des § 44 Abs. 1 

BNatSchG bei Umsetzung des Plans bzw. Realisierung des Vorhabens ausgelöst 

werden. Von einer Vorprüfung des Artenspektrums war im Zusammenhang mit dem 

bereits erbrachten grundsätzlichen Ausschluss eines Verbotstatbestandes kein 

weiterer Erkenntnisgewinn zu erwarten.  

Gemäß des Prüfprotokolls zur Artenschutzprüfung wird demnach keine vertiefende 

Prüfung der Verbotstatbestände samt Art-für-Art Betrachtung notwendig.  

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen ist nicht 

auszugehen. 

 

3.3.2 Schutzgut Mensch / Bevölkerung 

Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sind 

typischerweise auf Lärm-, Licht- und Geruchsimmissionen sowie Beeinträchtigungen 

der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse zurückzuführen. Im Zuge der 

vorliegenden Bebauungsplanänderung sind aufgrund der konkret zu ändernden 

Festsetzungen keine Beeinflussungen des Schutzgutes zu erwarten. So ist auch in 

Folge der geänderten Festsetzungen zur Verkaufsflächenbegrenzung, verglichen mit 

den im Bestand bereits realisierten Verkaufsflächengrößen, mit keinem verstärkten 

Anstieg des Verkehrsaufkommens zu rechnen.  

Fazit: 
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Von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch / Bevölkerung ist nicht 

auszugehen. 

 

3.3.3 Schutzgut Boden / Fläche 

Im Zuge der vorliegenden Bebauungsplanänderung werden der bisherige 

Versiegelungsgrad des Plangebietes bzw. die festgesetzten Grundflächenzahlen 

nicht berührt. 

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden / Fläche ist nicht 

auszugehen. 

 

3.3.4 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Im Plangebiet befinden sich keine Kulturgüter oder sonstigen schutzwürdigen 

Sachgüter. Aktuell liegen für das Plangebiet zudem keine konkreten Hinweise auf 

Bodendenkmäler vor. Folglich sind im Zuge der vorliegenden 

Bebauungsplanänderung keine erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes 

Kultur- und Sachgüter zu erwarten. 

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter ist nicht 

auszugehen. 

 

3.3.5 Vermeidung von Emissionen / Sachgerechter Umgang mit 

Abfällen und Abwässern 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung wirkt sich aufgrund der konkret zu 

ändernden Festsetzungen nicht auf die Vermeidung von Emissionen sowie den 

sachgerechten Umgang mit Abfällen und Abwässern aus. Ebenfalls ist in Folge der 

geänderten Festsetzungen zur Verkaufsflächenbegrenzung, verglichen mit den im 

Bestand bereits realisierten Verkaufsflächengrößen, mit keinem verstärkten Anstieg 

des Verkehrsaufkommens und entsprechend auch mit keinem Anstieg an 

Verkehrsemissionen zu rechnen.  
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Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf die Umweltbelange der Vermeidung von 

Emissionen sowie den sachgerechten Umgang mit Abfällen und Abwässern ist nicht 

auszugehen. 

 

3.3.6 Sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung wirkt sich nicht auf die sparsame und 

effiziente Nutzung von Energie innerhalb des Plangebietes aus, da dies nicht 

Gegenstand der konkret zu ändernden Festsetzungen ist.  

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf den Umweltbelang der sparsamen und effizienten 

Nutzung von Energie ist nicht auszugehen. 

 

3.3.7 Schutzgut Wasser 

Im Zuge der vorliegenden Bebauungsplanänderung werden der Versiegelungsgrad 

des Plangebietes, Versickerungsflächen, das 

Infiltrationsvermögen/Bodenverdichtungen, Abflüsse sowie mögliche 

Schadstoffeinträge nicht berührt.  

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser ist nicht auszugehen. 

Aufgrund der dargestellten Gefahr von Überflutungen durch Hochwasser oder 

Starkregen wird darauf hingewiesen, dass bei der Ausführung von Baumaßnahmen 

künftig geeignete Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung bzw. Verringerung des 

Schadenpotentials zu berücksichtigen sind. 

 

3.3.8 Schutzgut Luft 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung zieht keine zusätzlichen 

Luftschadstoffimmissionen nach sich und wirkt sich entsprechend nicht auf die 

lufthygienische Situation innerhalb des Plangebietes aus.  

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Luft ist nicht auszugehen. 
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3.3.9 Schutzgut Klima, Klimaanpassung und Klimaschutz 

Das Plangebiet besitzt im Bestand aufgrund der vorhandenen Bebauung sowie des 

hohen Versiegelungsgrades nur eine eingeschränkte klimatische Ausgleichsfunktion. 

Im Zuge der Festsetzungsänderungen ist keine Beeinflussung des Schutzgutes zu 

erwarten. 

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima, Klimaanpassung und 

Klimaschutz ist nicht auszugehen. 

 

3.3.10 Landschaft und Ortsbild 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung zieht aufgrund der konkret zu ändernden 

Festsetzungen keine Beeinflussung des Landschafts- oder Ortsbildes nach sich.  

Fazit: 

Von erheblichen Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild ist nicht 

auszugehen. 

 

3.3.11 Wechselwirkungen 

Wechselwirkungen in Form von funktionalen Beziehungen bestehen typischerweise 

zwischen einzelnen Schutzgütern sowie auch innerhalb einzelner Schutzgüter. Zu 

nennen sind in diesem Zusammenhang z. B. die Bedeutung des Landschaftsbildes 

für die Erholung / das Schutzgut Mensch oder auch Wechselwirkungen zwischen 

Stadtklima / Luft und Vegetation. Über die bereits einschlägig bekannten 

Wechselwirkungen hinaus, bestehen im Plangebiet keine 

speziellen/standortsspezifischen Wechselwirkungen, welche durch die 

Festsetzungsänderungen berührt werden.  
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4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum 

Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB ist die Vermeidung voraussichtlich erheblicher 

Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds sowie der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts grundsätzlich in der Abwägung zu 

berücksichtigen und auszugleichen. Im Rahmen der Umweltprüfung zur 1. Änderung 

des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ konnten, wie im vorliegenden 

Umweltbericht dargestellt, keine entsprechenden voraussichtlich erheblichen 

Beeinträchtigungen festgestellt werden.  

 

5 Zusammenfassende Bewertung 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 419 

„Siegstraße“ wurden seinerzeit bereits die in Folge der Planaufstellung zu 

erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, bewertet und ausgeglichen. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 419 „Siegstraße“ zieht keine, über das 

bereits vorliegende Planungsrecht hinausgehenden Eingriffe in Natur und Landschaft 

nach sich, sodass keine negativen Auswirkungen auf die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

und § 1a BauGB genannten Umweltbelange zu erwarten sind.  

Begründen lässt sich dies durch den Charakter der im Zuge des 

Bebauungsplanänderungsverfahrens überarbeiteten Festsetzungen. So beschränken 

sich diese auf die Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, die 

Regelungen zu nahversorgungs-, zentren- und nicht-zentrenrelevanten Sortimenten 

sowie auf die Ergänzung um einen erweiterten Bestandsschutz gemäß § 1 Abs. 10 

BauNVO. Die bisherigen allgemeinen Zweckbestimmungen und 

Gebietscharakteristika der einzelnen Gebiete bleiben künftig gewahrt, da jeweils 

lediglich einzelnen Nutzungsarten ausgeschlossen werden.  

Um den rechtlichen Anforderungen an die Aufstellung der vorliegenden 

Bebauungsplanänderung gemäß 2 Abs. 4 BauGB gerecht zu werden, wurde 

dennoch eine Umweltprüfung zur Beschreibung und Bewertung der voraussichtlichen 

erheblichen Umweltauswirkungen durchgeführt. Von einer weitergehenden 

Detailprüfung und Erarbeitung von Umweltinformationen in Form von Fachgutachten 

soll im weiteren Verfahren weiterhin abgesehen werden. 

 


